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Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz, Marius Stark

c./o. SKM - Bundesgeschäftsstelle, Blumenstraße 20, 50670 Köln

Herrn

Vizekanzler Franz Müntefering

Bundesminister für Arbeit und Soziales

Wilhelmstraße 49

10117 Berlin

Köln / Bonn, 30. April 2007

Sehr geehrter Herr Minister Müntefering,

die Lenkungsgruppe des Präventionsnetzwerks Finanzkompetenz (s. Anlage), eines freien gemeinnützigen Netzwerks von Fachleuten der sozialen Praxis, der Wirtschaft und der Wissenschaft, hat Ihr der Süddeutschen Zeitung gegebenes und in der Ausgabe Nr.46 vom 24./25. Februar 2007 veröffentlichtes Interview aufmerksam gelesen. Beachtung und Zustimmung fanden zu Beginn der deutschen EU-Ratspräsidentschaft insbesondere Ihre europapolitischen Ausführungen mit den beiden Zielsetzungen, den unterbrochenen Verfassungsprozess wieder in Gang setzen und ökonomische, ökologische und soziale Interessen in der Union gleichrangig gewichten zu wollen. Ihre Absicht, „…das Soziale stärker auf die europäische Agenda (zu) setzen und als europäisches Thema erkennbar (zu) machen“, hat im Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz Erwartungen geweckt. 

Angesichts der Zunahme von Bildungsarmut und wirtschaftlicher Armut in Mitgliedsländern der Europäischen Union im Zuge des laufenden Transformationsprozesses gehört zweifellos auch eine gestaltende Politik der Armutsprävention und Armutsbekämpfung zu den sozialen Aufgabenstellungen. Es ist deshalb auf Kritik gestoßen, dass die deutsche 

EU-Ratspräsidentschaft die drängenden gesellschaftspolitischen Aufgaben der Armutsprävention und Armutsbekämpfung bisher offensichtlich nicht zu Schwerpunkten einer gemeinschaftlichen Politik macht. Der Eindruck, dass sich nach den nationalen Versäumnissen der Länder und des Bundes nunmehr dieselben Versäumnisse auf EU-Ebene fortsetzen, führt in der Zivilgesellschaft zu erheblichen Irritationen.

Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge hat die Bundesregierung bereits zu Beginn dieses Jahres aufgefordert, im Rahmen ihrer Ratspräsidentschaft „… neue zentrale Akzente zur Stärkung von Sozialschutz und Armutsbekämpfung zu setzen“ (NDV Januar 2007). Die Lenkungsgruppe des Präventionsnetzwerks appelliert aus der Mitte der Zivilgesellschaft an die Bundesregierung, in der Europäischen Union die Vermeidung von Bildungsarmut und wirtschaftlicher Armut in den Rang einer primären sozialen Aufgabenstellung zu heben. Der Deutsche Verein forderte die deutsche Ratspräsidentschaft auf, bei der Armutsbekämpfung „… ihren Blick (dabei) insbesondere auf die Armut von Familien, Jugendlichen und älteren Menschen zu richten.“ Dies ist richtig. Angesichts der zunehmenden Armutsrisiken und der laufenden Verarmungsprozesse in den Mitgliedsländern der EU regt das Präventionsnetzwerk in Ergänzung  dazu an, eine Politik der Armutsvermeidung weit vor einem wirtschaftlichen und sozialen Kollabieren von privaten Haushalten und Familien zu entwickeln. Dazu gehören vor allem:

· eine allgemeine wirtschaftliche und finanzielle Bildung von Kindern und Jugendlichen an Schulen (erprobte Ansätze, die eine Umsetzung erleichtern, gibt es), 

· eine um die Vermittlung haushaltswirtschaftlicher  Kompetenzen (Fähigkeiten, Fertigkeiten und Verhaltensweisen) erweiterte Eltern- und Familienbildung entlang den Sozialisationsphasen der Kinder, 

· eine niedrigschwellige Verbraucherberatung und 

· eine lebensräumliche Einkommens- und Budgetberatung für verschuldete (aber noch nicht überschuldete) Haushalte. 

Das deutsche Bund-Länder-Programm der Sozialen Stadt könnte ein Beispiel auch für andere EU-Mitgliedsländer abgeben. Armutsprävention kann im Zusammenwirken von staatlichen Verwaltungen und zivilgesellschaftlichen Akteuren erfolgreich gelingen.

Weil die Bundesregierung Armutsprobleme auf der europäischen Ebene nicht stärker aufgreift, nehmen Befürchtungen zu, dass diese auch auf der nationalen Ebene im Zusammenhang mit dem Dritten Armuts- und Reichtumsbericht Probleme der Armutsprävention und Armutsbekämpfung nicht engagierter aufgreifen wird. Eine fachlich kommentierte statistische Berichterstattung und eine Deklarierung allgemeiner Politik auf verschiedenen gesellschaftsnahen Politikfeldern als Anti-Armuts-Strategie werden den Armutsproblemen in Deutschland längst nicht mehr gerecht. Erwartet wird deshalb, dass der Dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung zusätzliche innovative Handlungsansätze erschließt.

Das in Verbindung mit dem Ersten Armuts- und Reichtumsbericht in Zusammenarbeit mit freien sozialen Akteuren und Sozialwissenschaftler/innen erfolgreich durchgeführte Armutspräventionsprogramm der Bundesregierung ist vom Bundesfamilienministerium in der Folge nicht weiter entwickelt worden. Das Bundesfamilienministerium fällt als Ansprechpartner für Armutsfragen mittlerweile vollständig aus. Das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz schlägt vor, in Verbindung mit dem Dritten Armuts- und Reichtumsbericht ein neues Armutspräventionsprogramm aufzubauen. Angesichts des Entstehens neuer sozialer Unterschichten besonders in den beschädigten Milieus städtischer Sozialräume wäre zu überlegen, ob ein neues Armutspräventionsprogramm nicht konzentriert im Rahmen des Bund-Länder-Programms der Sozialen Stadt durchgeführt werden sollte. Ein Anliegen aller staatlichen Ebenen sollte es doch sein, der Desintegration der städtischen Zivilgesellschaften wirksamer entgegen zu treten.

Eine der wesentlichen Zielsetzungen der Großen Koalition der 60er Jahre bestand darin, die „Soziale Symmetrie“ zu wahren. Dem diente seinerzeit u.a. die „Konzertierte Aktion“ auf der Grundlage des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes. Heute ist die „Soziale Symmetrie“ ungleich stärker beeinträchtigt. Wohl gibt es Initiativen wie die zur Bereitstellung von Ausbildungsplätzen. Dass es aber darüber hinaus zu sozioökonomischen Absprachen zwischen Staat und Tarifvertragsparteien käme, die das Gemeinwohl fördern, ist nicht zu erkennen. Solche Absprachen können eigentlich auch nicht durch das neue Instrument der Bündnisse ersetzt werden, die Behörden, sozialkulturelle Akteure und Wirtschaftsunternehmen auf verschiedenen staatlichen Ebenen zu gemeinsamen Aktionen zusammenführen. Koordiniertes Vorgehen im föderalen Staatsaufbau ist offensichtlich schwierig. Dies zeigt etwa die Diskussion um Verbesserungen bei der Kindertagesbetreuung. Geboten ist aber ein solches koordiniertes Vorgehen. Die Zivilgesellschaft wartet seit Jahren auf koordinierte Maßnahmen des Bundes, der Länder und der Kommunen in Fragen der Armutsprävention.

In einer Zeit der Globalisierungs- und Transformationsprozesse, die so sehr durch soziale Asymmetrien gekennzeichnet ist, wäre eine innovative Politik der Armutsprävention zweifellos ein ermutigender Schritt, um eine „Soziale Symmetrie“ zurück zu gewinnen.

Das Präventionsnetzwerk verbindet sein besorgtes Schreiben, sehr geehrter Herr Minister Müntefering, mit dem Ausdruck hohen Respekts. 

Mit freundlichen Grüßen

Für das Präventionsnetzwerk Finanzkompetenz

Marius Stark
Prof. Dr. Michael-Burkhard Piorkowsky

Referent im SKM – Kath. Verband 
Universität Bonn
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